
Salzburgs Klimapolitik in Diskussion  
Die wahlwerbenden Parteien stellen sich den Fragen von Scientists und Fridays for Future 
 
Scientists for Future (S4F) ist eine Bewegung von Wissenschaftlern und 
Wissenschaftlerinnen, die sich faktenbasiert zu gesellschaftspolitischen Fragen insbesondere 
im Klimakontext äußern und die die Klimabewegung Fridays for Future wissenschaftlich 
begleiten. Mitglieder der Salzburger Regionalgruppe haben anlässlich der Landtagswahl am 
23. April 2023 einen detaillierten Fragenkatalog an die wahlwerbenden Parteien versandt. 
Dieser deckt die Bereiche Klimaschutz, Klimawandelanpassung, Energie, Mobilität, Wohnen 
und Biodiversität ab. Zudem werden die Haltung zur aktuellen Energie- und Klimastrategie 
2050 des Landes abgefragt. Antworten kamen von ÖVP, SPÖ, GRÜNE, NEOS, FPÖ und 
KPÖ+. Diese und ihre Bewertung durch die S4F sind auf der Homepage der Scientists for 
Future sowie auf KlimabildungSalzburg zu finden. In Kooperation mit dem 
Klimavolksbegehren wurden die Ergebnisse auch auf www.klimawahlen.at veröffentlicht. Sie 
dienen den wahlberechtigten Salzburgern und Salzburgerinnen als Wahlhilfe. 

Die Antworten wurden qualitativ bewertet (mehr dazu siehe unten). Zudem gibt es ein 
Ranking zwischen 0 und 10 Punkten. In der Skala bedeutet 0 Punkte „Direkter Weg in die 
Klimakatastrophe“, 5 Punkte „Weiter so wie bisher“ und 10 Punkte „Kompatibel mit dem 
Abkommen von Paris“ mit den jeweiligen Abstufungen. Im Ranking liegen GRÜNE und KPÖ 
mit je sieben Punkten vorne, gefolgt von der SPÖ mit 6 Punkten, der ÖVP und NEOS mit je 5 
Punkten. Schlusslicht mit 3 Punkten ist die FPÖ, so das Befragungsteam aus Gunter Sperka, 
Hans Holzinger und Markus Gastinger. 

 

In einem von Hans Holzinger moderierten Podiumsgespräch stellen sich die Parteien den 
Fragen von Scientists und Fridays for Future. Am Podium vertreten sind Wolfgang Mayer 
(Generalsekretär / Klubobmann ÖVP), Michaela Schmidt (Landtagskandidatin SPÖ), Martina 
Berthold (Spitzenkandidatin GRÜNE), Andrea Klambauer (Spitzenkandidatin NEOS), Andreas 
Schöppl (Landtagsabgeordneter FPÖ), Kay-Michael Dankl (Spitzenkandidatin KPÖ). 
Mitglieder von S4F geben eine fachliche Einschätzung zu den Positionen der Parteien. 
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Der Hintergrund  

Am 1. Februar 2023 hat ein Bericht des renommierten Hamburger Climate, Climatic Change 
and Society Clusters Cliccs das Erreichen des 1,5-Grad-Ziels als „nicht mehr plausibel“ 
beschrieben, da nicht genug gegen den menschengemachten Klimawandel unternommen 
wurde. Der aktuelle Bericht des Weltklimarats IPCC warnt erneut vor der Zuspitzung der 
Klimakrise. Gleichzeitig hat der Salzburger Fortschrittsbericht 2022 der Arbeitsgruppe 
Klimawandelanpassung darauf hingewiesen, dass klimawandelbedingte Veränderungen 
„rascher fortschreitend und für Salzburg relevanter“ werden. Die Ziele der Salzburger Klima- 
und Energiestrategie für 2020 wurden deutlich verfehlt. Bis 2030 sollen die 
Treibhausgase um 50 Prozent gegenüber 2005 gesenkt und der Anteil der Erneuerbaren 
Energien auf 65 Prozent erhöht werden. Derzeit liegt der Anteil bei 48 Prozent. Salzburg liegt 
mit diesem Wert an zweiter Stelle innerhalb der Bundesländer. Doch um die Ziele zu 
erreichen, braucht es bedeutend mehr Anstrengungen im Bereich des Ausbaus der 
Erneuerbaren Energieträger sowie der Verringerung des Energieverbrauchs durch eine 
Mobilitäts- und Wärmewende, wohl auch durch eine Lebensstilwende. 

Die S4F-Aktionsgruppe "Salzburger Landtagswahl": 
Dr. Gunter Sperka (Koordination Bewertung Antworten), g.sperka@gmx.net 
Dr. Markus Gastinger (Redaktion Fragenkatalog), markus.gastinger@plus.ac.at  
Mag. Hans Holzinger (Bewertung, Öffentlichkeitsarbeit), hans.holzinger@jungk-
bibliothek.org 

Stellungnahme von Fridays 

Die Aktivistin Pati fragt sich: "Wie sollen wir den Versprechen der Politik noch vertrauen? 
2020 wurden die selbstgesetzten Klimaziele einfach so verfehlt, ohne irgendwelche 
Konsequenzen. Wir müssen verhindern, dass das 2030 genauso wieder passiert. Deswegen 
wollen wir von den Politiker*innen wissen, wie sie uns garantieren können, dass die 
Klimaziele 2030 nicht wieder einfach verfehlt werden. Weil wir keine Zeit mehr für 
Scheinklimaschutz haben. Wir merken doch jetzt schon, wie diese Klimakrise unzählige 
Existenzen ruiniert. Deswegen braucht es die Klimaneutralität 2040 auch in Salzburg" 
 

Die Ergebnisse in Kürze 
 
„Alle Parteien sind für den Ausbau der erneuerbaren Energie und des 
Öffentlichen Verkehrs, aber die Unterschiede liegen im Detail“ 
 
Grüne und KPÖ+ liegen im Ranking vor SPÖ, ÖVP und NEOS, FPÖ schneidet am schlechtesten ab 

Der Fragenkatalog umfasste insgesamt 12 Fragenkomplexe (inkl. Unterfragen 25 Fragen) zu den 
Bereichen Energie, Mobilität, Wohnen, landesinterne Maßnahmen und Unternehmensbeteiligungen 
sowie Klimawandelanpassung und Biodiversität. Abgefragt wurde auch die Einstellung zur aktuellen 
Energie+Klimastrategie des Landes sowie die Frage, ob verbindliche Klimamaßnahmen eine 
Koalitionsbedingung darstellen. 

Ausbau Erneuerbarer Energie wird von allen begrüßt, nur mehr FPÖ ist gegen Windkraft. Bei 
Energiesparen fehlt Mut zu Lebensstilwende 

Alle Parteien setzen sich für den Ausbau der Erneuerbaren Energieträger ein. Photovoltaik wird von 
allen begrüßt, Windkraft nur von der FPÖ abgelehnt, ÖVP, SPÖ, GRÜNE, NEOS und KPÖ+ sind dafür. 
Am ambitioniertesten ist die Ansage der Grünen mit 50.000 Fotovoltaikanlagen und 50 Windrädern 
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bis 2030, die SPÖ plädiert neben Stegenwald zudem für die „Umsetzung von Wasserkraftwerken an 
weiteren geeigneten Standorten“, die KPÖ+ für die Umsetzung von Energiegenossenschaften.  

Einschätzung: "Die gesetzten Ziele gehen in die richtige Richtung, doch braucht es konkretere Schritte, 
wie diese Ziele tatsächlich erreicht werden können", so Gunter Sperka, ehemaliger Klimakoordinator 
des Landes und Hauptbewerter der Antworten in seiner Einschätzung. Franz Kok, 
Politikwissenschaftler an der Universität Salzburg und Obmann der Ökostrombörse ergänzt: „Die 
Energiepolitik in Salzburg leidet nicht an ambitionierten Programmen und Zielsetzungen, aber an 
Umsetzungskapazität für diese Ziele. Will Salzburg seine Klimaziele erreichen, muss es unter der 
Voraussetzung eines nicht weiter steigenden Energieverbrauchs seine regionale Aufbringung aus 
erneuerbaren Energien VERDOPPELN – das entspricht der Jahreserzeugung von ca. 120 
Salzachkraftwerken. Es geht also um ein großes Vorhaben, das sich die Politik selbst vorgenommen 
hat, dessen Erreichung sie in den letzten Jahren jedoch eher behindert hat.“ 

Im Bereich Energiesparen wird von allen Parteien auf die thermische Sanierung von Bestandsbauten 
verwiesen. Mit einer Sanierungsrate von 5 Prozent pro Jahr ist hier wiederum das Ziel der GRÜNEN 
am ambitioniertesten. Sie fordern die Kopplung der Gebäudesanierung mit dem Einbau von 
Solaranlagen. Die ÖVP verweist auf die bereits bestehenden hohen Standards des Landes im Bereich 
Gebäudeeffizienz und die kostenlose Energieberatung. Die SPÖ und die KPÖ+ sehen große 
Einsparpotenziale im Verkehr sowie in der Industrie, die NEOS setzen vor allem auf 
Bewusstseinsbildung. Wie andere auch verweisen sie auf den Handwerker-Fachkräftewandel. Für die 
FPÖ geht Sanieren vor Energiesparen.  

Einschätzung: "Um auch Verkehr und Industrie klimaneutral zu machen, wird der Strombedarf weiter 
steigen. Der Ausbau der Erneuerbaren Energieträger wird allein nicht reichen, der Energieverbrauch 
ist drastisch zu senken. Neben der Effizienzwende werden wir wohl auch eine Lebensstilwende 
brauchen", so der Nachhaltigkeitsexperte Hans Holzinger aus dem S4F-Befragungsteam. 

Attraktiver ÖV und Ausbau der Radinfrastruktur wird ebenfalls von allen befürwortet, Antworten 
zur Beschränkung des Motorisierten Individualverkehrs sind vorsichtig 

Im Bereich Mobilität hat Salzburg den größten Änderungsbedarf. Dieser wird von den Parteien 
durchaus erkannt. Der Ausbau der Radinfrastruktur, insbesondere in den Landgemeinden, wird von 
allen befürwortet. Mit dem Ausbau der Radwege auf 12.000 km bis 2035 nennt die ÖVP die 
konkreteste Zahl. GRÜNE und SPÖ drängen auch auf eine Besserstellung der 
Radfahrenden gegenüber dem motorisierten Individualverkehr sowie auf von den Straßen getrennte 
Radwege. Die KPÖ+ empfiehlt ergänzend ein City-Bike-System, die FPÖ bessere 
Mitnahmemöglichkeiten im Öffentlichen Verkehr.  

Ebenfalls breite Zustimmung findet der Ausbau des Öffentlichen Verkehrs. Park & Ride-Plätze 
werden ebenso genannt wie eine Verdichtung des Angebots und der Fahrpläne. Die vom Bund und 
dem Land geförderten günstigen Flächentarife (365-Euro-Klimaticket) werden von den Parteien der 
bisherigen Regierung, ÖVP, GRÜNE und NEOS, positiv hervorgehoben. Die SPÖ will noch mehr und 
schlägt ein 9-Euro-Monatsticket und ein 108-Euro-Jahresticket vor. Die KPÖ+ tritt für einen Nulltarif 
im Nahverkehr für alle Menschen mit Wohnsitz in Salzburg ein. Die FPÖ ist gegen jegliche Förderung 
von ÖV-Tickets durch das Land. E-Mobilität wird von allen Parteien außer der FPÖ grundsätzlich 
befürwortet. Vom Land soll aber nur mehr der Aufbau einer Landeinfrastruktur gefördert werden. 
Grüne und KPÖ+ verweisen darauf, dass E-Autos nur dort Sinn machen, wo es keine Alternative gibt. 
Abgefragt wurde auch die Positionierung zum S-Link. Dieser wird von allen Parteien 
befürwortet, lediglich für die SPÖ ist er „nicht prioritär“. Sie fordert mehr Mittel für die O-Busse 
sowie eine Stieglbahn. Der S-Link soll einer Bürgerbefragung unterzogen werden. Die KPÖ+ verbindet 
die Zustimmung mit oberirdischen Verkehrsberuhigungsmaßnahmen.  

Nicht zuletzt wurde die Position gegenüber dem im Masterplan 2030 vorgesehenen Jahresbudget für 
ÖV und Radinfrastruktur in der Höhe von 170 Mio. Euro abgefragt. Die ÖVP, GRÜNEN und die KPÖ+ 
plädieren für eine Erhöhung, NEOS halten den Betrag für ausreichend, die SPÖ „vertraut den 
Fachleuten“. Die FPÖ plädiert lediglich für 95 Mio. Euro jährlich, die in den ÖV fließen sollen. 



Einschätzung: „Die Scientists for Future sehen in einem attraktiven Öffentlichen Verkehr sowie einer 
guten Fahrrad- und Fußgängerinfrastruktur wichtige Hebel für eine Mobilitätswende, diese erfordere 
aber auch den Mut zur Beschränkung des motorisierten Individualverkehrs“, so Gunter Sperka. Das 
Projekt S-Link wird innerhalb der Scientists und Fridays for Future kontrovers diskutiert, ergänzt 
Markus Gastinger. In der vorliegenden Bewertung ist eine Befürwortung eines schienengebundenen 
Systems positiv eingeschätzt, es ist aber nur ein Baustein der Mobilitätswende. Entscheidend wird die 
Ausgestaltung sein. „Eine Antriebs- und Verkehrswende, also der Umstieg auf den ÖV oder E-Autos, 
allein wird nicht reichen, um die Ziele zu erreichen, denn laut einer Studie des Landes müssten die 
Treibhausgase im Verkehr bis 2030 halbiert werden, bis jetzt steigen sie aber weiter“, so Holzinger. 
Notwendig sei eine Mobilitätswende: „Dazu braucht es kürzere und weniger Wege, etwa mit 
Homeoffice, wo dies möglich ist, ein Mobilitätsmanagement in Betrieben sowie ein verändertes 
Freizeitverhalten. Dies bedeutet auch eine Bewusstseinswende“. Weitere 
Geschwindigkeitsbeschränkungen werden von keiner Partei angesprochen, obwohl das 
Umweltbundesamt vorgerechnet at, dass damit ein Viertel der Treibhausgase eingespart und auch 
die Unfallhäufigkeit verringert werden könnte. 

Die Vorschläge im Bereich Wohnen reichen vom Einsatz des Rohstoffs Holz über den sozial 
abgefederten Tausch von Öl- und Gaskessel bis hin zur Nutzung des Leerstands für leistbaren 
Wohnraum 

Auf die Frage, was das Land für Klimaschutz im Bereich Wohnen tun könne, fallen die Antworten 
unterschiedlich aus. ÖVP und FPÖ betonen den Einsatz des heimischen Rohstoffs Holz. SPÖ, GRÜNE 
und NEOS betonen die Notwendigkeit einer Qualifizierungsoffensive, die NEOS plädieren zudem für 
die Bündelung von Energie- und Wohnbauförderung sowie das Vorantreiben einer 
Kreislaufwirtschaft im Bausektor, die ÖVP macht sich stark für die Weiterentwicklung der 
Wohnbauförderung in Richtung thermische Sanierung. SPÖ und GRÜNE verweisen auf soziale 
Unterstützung bei Sanierungen und Heizanlagentausch für einkommensschwächere Haushalte sowie 
die Sicherung von Baulandreserven. Die KPÖ+ sieht in leistbarem Wohnraum in der Stadt und dem 
Abbau des Leerstands den besten Beitrag zum Klimaschutz, weil so CO2-intensive Mobilität und 
Neubaunotwendigkeiten reduzieren würden. Zudem müsse bei Förderungen auf den 
Mobilitätsaspekt geachtet werden.  

Einschätzung durch das S4F-Team: „Das Erneuerbaren-Wärme-Gesetz des Bundes sieht den Ersatz 
aller Öl- und Gaskessel bis 2040 vor und die thermische Sanierung muss im Sinne von 
Gebäudeeffizienz deutlich gesteigert werden. Neben einer Handwerkeroffensive und Förderungen 
brauche es dazu – wie bei der Mobilitätswende – auch mehr Bewusstseinsbildung.“ 

Beim Land als Klimavorbild reichen die Antworten von Hinweisen auf bisher Erreichtes über 
Klimachecks für alle Maßnahmen bis hin zu verbindlichen Treibhausgasbudgets für alle Ressorts – 
die Änderung des Gesellschaftsvertrags der Parkgaragengesellschaft könnte mehrheitsfähig werden 

Abgefragt wurden auch landesinterne Klimaschutzmaßnahmen. Die ÖVP, SPÖ und FPÖ verweisen 
auf bisherige Erfolgsbeispiele bei öffentlichen Gebäuden. Die GRÜNEN gehen einen Schritt weiter 
und plädieren für einen Klimacheck für alle Gesetzte und Maßnahmen des Landes. Die NEOS fordern 
transparente Treibhausgasbudgets für alle Landesressorts. Die KPÖ+ nennt Anreizmodelle zur 
klimaschonenden Verkehrsmittelwahl beim Arbeitsweg für Landesbedienstete. Für eine Erhöhung 
der Personalkapazität im Klimabereich sind die SPÖ, GRÜNE und KPÖ+, strikt dagegen ist die FPÖ. 
Einen Klimarat analog dem jenem auf Bundesebene befürworten GRÜNE, NEOS und KPÖ+. GRÜNE 
und KPÖ+ fordern zudem verbindliche Klimaschutzprogramme für alle Unternehmen mit 
Landesbeteiligung.  

Aufschlussreich sind auch die Antworten zur Änderung des Gesellschaftsvertrags der Salzburger 
Parkgaragengesellschaft: SPÖ, GRÜNE, FPÖ und KPÖ sind dezidiert dafür, die ÖVP verweist auf 
aktuelle Prüfungen, die NEOS wünschen, dass „Klimamaßnahmen hier nicht zu kurz kommen“. Die 
GRÜNEN wollen die Mittel für Verkehrsberuhigungsmaßnahmen sowie den ÖV verwenden, die FPÖ 
nur für den ÖV, die KPÖ+ zusätzlich für Wohnmaßnahmen. Der Masterplan 2030 des Landes sieht 
u.a. 50 Prozent Fernwärme aus erneuerbaren Energieträgern im Zentralraum Salzburg-Hallein vor. 
Alle Parteien begrüßen diesen Umstieg und entsprechende Programme der Salzburg AG. 



Vorgeschlagen werden auch Förderungen an Gemeinden zum Ausbau von 
Fernwärmeinfrastrukturen. Die FPÖ weist auf die Nutzung von Industrieabwärme hin.  

Einschätzung durch das S4F-Team: Die landesinternen Maßnahmen machen nicht den großen Anteil 
an Einsparpotenzialen aus, sie haben aber Vorbildwirkung. Die geänderte Mittelverwendung der 
Parkgaragengesellschaft wäre ein wichtiges Signal. Die Klimaschutz-Aufgaben im Bereich des Landes 
werden größer und brauchen auch mehr Personalkapazität. 

Eine Frage bezieht sich auf Klimamaßnahmen im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit. ÖVP 
und NEOS verweisen auf die Erhöhung der Mittel auf eine Million Euro im Jahr 2019, wobei 
Klimafragen ein Kriterium darstellt. Die SPÖ fordert die Verdoppelung der Mittel, die GRÜNEN die 
Anhebung auf 0,7 Prozent des BIP, was der Forderung von NGOs der Entwicklungszusammenarbeit 
entspricht. Die FPÖ ist für Hilfe vor Ort, aber es gäbe in den geförderten Ländern dringenderes als 
Klimamaßnahmen. 

Einschätzung: „In den Ländern des Südens ist die Klimakrise bereits jetzt am meisten zu spüren. Viele 
vom Land Salzburg geförderte Projekte weisen mittlerweile Klimaaspekte auf“, so Hans Holzinger, der 
seit vielen Jahren Mitglied des Entwicklungspolitischen Beirats der Salzburger Landesregierung ist. 

Antworten zu Klimawandelanpassung beziehen sich auf die Resilienz von Wäldern und 
Landwirtschaft, den Erhalt von Mooren über die Begrünung der Städte bis hin zur Adaptierung der 
Gefahrenzonenpläne. Biodiversitätsschutz wird nur bedingt als Gesamtaufgabe gesehen. 

Weitere Fragen beziehen sich auf Klimawandelanpassungsmaßnahmen sowie Anstrengungen für 
den Ausbau der Biodiversität. Mehrfach genannt werden Maßnahmen zur Resilienz von Wäldern 
und Landwirtschaft und den Erhalt von Mooren, wie die ÖVP betont. Auf eine Begrünung der Städte 
und die Anpassung der Architektur verweisen SPÖ, GRÜNE und KPÖ+, um gegen Hitzeinseln 
vorzugehen. Die KPÖ+ plädiert auch für mehr Naherholungstourismus, die Grünen fordern zudem 
eine Adaptierung der Gefahrenzonenpläne. 

Zum Schutz bzw. Ausbau der Biodiversität verweist die ÖVP auf Programme wie „Natur im Land“, 
den Nationalpark Hohe Tauern und den Ankauf der Weitwörther Au sowie auf 
Wiesensaatgutprojekte. Die SPÖ fordert mehr Biotopkartierungen sowie eine geänderte 
Landwirtschaftsförderung, um Monokulturen zurückzudrängen. Keine Vorschläge gibt es seitens der 
NEOS, GRÜNE und KPÖ beziehen sich positiv auf die Österreichische Biodiversitätsstrategie bzw. jene 
der EU. Die FPÖ lehnt diese sowie den Green Deal (Anmerkung: der auch Verschärfungen für die 
Landwirtschaft vorsieht) kategorisch ab. Maßnahmen zum Schutz von Artenvielfalt können sie nichts 
abgewinnen, sie plädieren für „Schützen durch Nutzen“.  

Einschätzung: „Der dramatische Verlust von Arten bringt die Ökosysteme aus dem Gleichgewicht und 
greift so in die Lebensgrundlagen für uns Menschen ein. Zudem gibt es starke Querverbindungen zur 
Klimawandelanpassung. Der Schutz der Biodiversität ist nicht nur das, was wir unter „Naturschutz“ 
verstehen. Die gesamte Biodiversität ist auf 100% der Landesfläche vorhanden. Die 
Biodiversitätsstrategie 2030 der EU und Österreichs denkt viel weiter. „Es ist überraschend, dass 
einige Parteien nur berichten, was in letzter Zeit passiert ist aber nicht, was in Zukunft wichtig ist“ 
sagt Jana Petermann, Gemeinschaftsökologin und Professorin am Fachbereich für Umwelt und 
Biodiversität der Universität Salzburg. „Aus den Antworten geht hervor, dass einige Parteien wichtige 
Punkte zur Lösung der Biodiversitätskrise erkannt haben, z.B. dass Landnutzung und Grundbesitz 
besser einbezogen werden müssen. Salzburg ist hier leider kein „Märchenland“, wo die Welt noch in 
Ordnung ist. Die Artenvielfalt ist eine wichtige Basis für unsere zukünftigen Generationen auf der 
gesamten Landesfläche“ ergänzt Andreas Tribsch, Botaniker und Professor an der Universität 
Salzburg.  Petermann ergänzt: "Die Antworten der Parteien zum Biodiversitätsschutz der Zukunft sind 
weitgehend unkonkret ausgefallen, dabei braucht es gerade gute Ideen und konkrete Maßnahmen, 
um Klima- und Biodiversitätskrise rasch und gemeinsam zu begegnen".  

Die abschließenden Fragen beziehen sich auf die im Masterplan 2030 verbliebene Treibhausgas-
Einsparlücke sowie die Frage, ob Klimaschutz eine Koalitionsbedingung darstellt. Die zu schließende 
Lücke brauche Maßnahmen auf Bundes-, Landes- und Gemeinde ebene, betonen ÖVP, GRÜNE und 
NEOS, die SPÖ sieht vor allem im Verkehr und bei der Fernwärme Potenziale, die KPÖ verweist auf 



die Nutzung der leerstehenden Wohnungen, die FPÖ sieht keine Notwendigkeit für das Schließen der 
Lücke.  Für GRÜNE und KPÖ ist eine ambitionierte und verbindliche Klimapolitik eine 
Koalitionsbedingung, ÖVP, SPÖ und NEOS umschreiben diese Frage eher, die FPÖ sieht darin keine 
Bedingung.  

Einschätzung: Diese Positionierung entspricht auch der Punktebewertung durch S4F, in der GRÜNE 
und KPÖ+ vor SPÖ, NEOS und ÖVP liegen. Klimaschlusslicht ist die FPÖ. Das Resümee von Hans 
Holzinger und Gunter Sperka: „Salzburg verfügt über recht gute Programme, aber es hapert an der 
Umsetzung und am Mut, eine tatsächliche Systemtransformation anzugehen, etwa eine 
Verdoppelung der Erträge aus Erneuerbaren Energien bei gleichzeitiger Halbierung des 
Energieverbrauchs sowie des Motorisierten Individualverkehrs. Das erfordert auch klare Ansagen an 
die Bevölkerung.“ 
 
 


